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AmtE.gsfioht
Montäbaur

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil
(abgekürä nach § 313a Abs. l ZPO)

ln dem Rechtsstreit

365 AG, vertreten durch d. Vorstrand Antoine Wemer Beinhoff, lnes Melina Hoerner, Aachener
Straße 1253, 50858 Köln

- Klägerln -

Prozessb gyo llmächtigte.:

gegen

Prozessbevolhnächtigte:

wegen Feststellung

hat das Amtsgericht Montabaur durch die Richterin r-
che Verhandlung gemäß § a95a ZPO tür Recht erkannl:

Rechtsanwälte

. Beklagter -

Rechtsa nwälte VH M Rechtsanwälte, Südal-
lee 31-35, 56068 Koblenz

am 24.43.2015 ohne mündli-

1. Die Klägerin wird verurteilt, an den Beklagten 362,37 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 22.01.2014 zu bezahlen.

2. Die Klägerin het die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.
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$ä utt il ist vorläufig volßrreckbar.

ffi Ort Darstellung des Tatbestandes wird nach §§ 495a, 313a Abs. 1 Satz 1 ZPA abgesehen,

-"i,§a der Gegenstrandswert des Verfahrens 600,00 € nicht übersteig.

Entscheidungsgründe

Gemäß § 495a ZPO bestimmt das Gericht das Verfahren nach billigem Ermessen. lnnerhalb die-

ses Entscheidungsrahmens berücksichtigt das Gericht grundsätrlich den gesamten Akteninhalt.

Die Wderflage ist begründet.

Nach übereinstimmender Erledigung der Klage war nur noch über die Wderklage streilig zll,glt
,,1. j|

scheiden. Der Anspruch aus der WirJerklage auf Zahlung von 362,37 € war zuzuspreqlgn qqt

grund der vertraglichen Vereinbarungen der Parteien

Die Parteien haben sich gemäß § 9 Abs. 4 der AGB vertraglich darauf geeinigti dass Frirr4tkun-

den eingn Loyalitätsbonus erhalten soweit die einen privaten Bonustarif gewählt haben.'Der Bo-

nus besloht aus einer Gutschrift in l-kihe von 25 % des innerhalb des ersten Anlieferungsjahres

angefallenen Slromverbrauchs. Der Widerkläger und Beklagtp erltillt die VorausseEungon der

Vereinbarung. Unter einem Privatkunden ist ein Kunde zu verstehen, der keind Gewerbe odpr Un-

ternehmen dort,betreibt, wo er den Strom abnimmt. Ein Privatkunde ist damit ein Verbraucher im

Sinne des § 13 BGB. Der Strom wird an die Wohnadresse des Beklagten geliefert. An seiner Ei-

genschafl als Privalkunde und Verbraucher ändert sich auch nichts durch die auf dern Dach des

Hauses von ihm betriebene Photrovoltaikanlage.

Die Unternehmereigenschafi kann im vorliegenden Fall nicht aus dem Steuerrecht abgeleitet wer-

den. Ee handelt sich-um einen Vertrag der im Rahmen der Norrnen des Bürgerlichen Gesetrbu-

ches abgeschlossen wurde. Somit ist auch die Verbrauchereigenschaft nach Cen Normen des

BGB zu beurteilen.

Nach § 14 BGB lst derien§e Unternehmer, der bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Aus-

übung seiner gewerblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit handelt. Demgegenüber de-

ftniert § 13 BGB den Verbraucher als jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu einem

Zwsck abschließt, der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstständigen beruflichen Tätigkeit

zugerechnet werden kann. Aus der negativen Formulierung des § 13 BGB wird deutlich, dass der
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ScoetzgeUer grundsätzlich von einäm Verbraucherhandeln auryeht,iwefin 0ir1e nätüf{iohe Person
-4.

,1tranAen und dies eben nurdann anders zu beurteilen ist, wenn das.,Hggein.einer gewerblichen

öder.selbstständigen Tätigkeit zugerechnet werden kann. Oamit ergQi slEh aüch, dass etwa ver-

bleibende Zwertd zu Gunsten der Verbrauchereigenschafl zu eqtscheiden sind. Diese Zweifel

sind erst dann beseitlgt, wenn der Kauf und der Betriäb dei Anla§aeindeutig einer gewarbllchen

Tätigkeit zugeordnet werden können. Eine gewerbliche Zuordnung, wird vor allem dann vorgenom-

men, wenn dia Anlage auf einem gewerblich vermieteten Obiekt in§talliertwird. Weiterwird eine

solche angenommen, wenn es sich um eine gewerbliche Vermö§Önsverwallung handelt. Hler ist

entscheidend für die Einordnung als Verbraucher, dass das private Vermögen ohne einen phn-

mäßigen Geschäftsbetriäb - wie etwa der Betrieb eines Büros oder einer Organisation - vemral-
aa

tet wlrrd {ygl. BGHZ 149, BGHZ Band 149 Seite 80 = NJW 2002, NJW Jahr 2002;:ääb;
.:

Patandt/E['enberger, BGB, 73. Aufl,, § 14 Rn. 2). Ein geweölhhes Hande]n liegü also nfcül,Ot,

wenh nur däs eigene Vermogen yerwaltet wird (Erqan/Sabnger, BGB, 12. nufl., §'{$tfihi'ii;. -,-.. . .: ,

Ml6ldiä,'ln: lv'ltinchener Kommentiar zum BGB, 5. Aull., § 13 Rn. 19). MaßgeblicFglnd';äl..EFr dQr

artrshfg' utld üe'Konrplexität der mit der Venraltung verbundenen Gesctfäfte,,Dgr Umfällg des

Vetmögens selbst ist allerdings als solcher unerheblich.

Die Parteien sind sich vorliegend einig, dass der Beklagte den Strom veräußert und nicht für das

Hausstromnetz verwendet hat. Für diesen Fall der kompleüen Einspeisung gilt, dass ähnlich wie

böi der Lieferung des Solarstroms an einen Mieter, es sich beider Einspeisung in das öffentliche

Netr um eine Weitergabe an einen Dritten handett. Aus diesem Grund macht es für die Abgren-

zurtg der Verörauctr6r- von der Unternehmereigenschaft keinen Unterschied, wer den Strom be-

zieht. Maßgeblich für die Einordnung als Verbraucher oder Unternehmer ist auch hier, ob derAn-

lagenbeheiber für die vollstänrlige Einspeisung einen planmäßigen Geschäftsbelrieb, etwa ein Bü-

ro oder eine Organisation, benöti$. Soweit es sich um eine Anlage auf dem privaten Hausdach

von bis zu aueiGebäuden handelt, ist dies zu vemeinen. Der Betrieb ist der privaten Vermogens-

verwaltung zuzuordnen. Der Aufirand für dle vollständige Einspeisung dürfte sogar noch geringer

sein als bei der anteiligen, da nur ein Abnehmer vorhanden ist und nur ein Zählar abgelesen wer-

den muss. (vgl. Osthus, NZM 2011, 793) Hier ist.nichts ersichtlich, dass der Beklagte einen Ge-

schäftsbetrieb hat, mit dem er die Stromabgabe an das öffentliche NeE verwaltet.

Der Bonuszahlung steht auch nicht der Ausschluss in der AGB unter Zilter L Abs. 2 entgegen.

Dort heißt es ausdrücklich, dass ein Vertragsabschluss nichl in Betracht kommt, wenn der er-

zeugte Strom unmittelbar ins Hausnetz eingespeist wird. Wie bereits festgestellt, wird der von der



t:1ffi[g';tr iin§ Hausridtr eirrge'

Ssffia$'aizrtsetreh ist, wenn der

Der Beklagte verbrauchte gemäß der Schlussrechnung vorn 24.10,2014 6.291,00 kwh beieinem

Gesamtbetrag von 1.449,50 €. 362,37 € sind 26 olo,von dteger SUmha und entsprochen somit

Die Zinsentscheidung beruht auf §§ 2A0,286 BGB. Der Ve.zug bestand nach der letztmal§en,

Fristsetzung des Beklagten ab dem22.11.2014.

Die Entscheidung über die Kosten und die vorläufige Voiistreikbaifejt beruhen auf §§ 91 Abs. l,
91a, 708 Nr.'t 1, 711, 713 ZPO.

Die Berrrfung war nicht zuzulassen. Der Rechtsstreit ist nieht von grundsäElicher Bedeutung.

Es ist aqch nicht erforderlich, eine Entscheidung der Berufungskammer zur Fortbildung des

Rechts oder Vereinheitlichung der Rechtsprechung herbeizuführen, § 5,l1 ZPO.

Rechtsbehe lfs beleh run g :

Gegen die Entschoidung kann das Rechtsmittel der Berutung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig,'wcnn der Wert des Beschwerdegegenslands 600 Euro übercteigt oder clas Gericht des ersten Rechbzu-
gas dle Berufung im Urtailzugelassen hat.

Die Berufung ist binnen einer Noffrist von elnem lional beidem

Landgerichl Koblenz
Karmeliterstraße 14
56068 Koblenz

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständ§en Entscheidung, spätestens mit Ablauf roir tOnt Monaten
nach der Verkündung der Entscheidung,

Die Eeirufung muss mlt Schriftsatz durch eine Rechlsanwältln oder einen Rechtsanwalt elngelegt werden. Die
Berufungsschrift rnuss db Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass
Eerufung elngelegt wsrde.

Die Berufung muss binnan zwei Monaten mit AnwaltsschriflsaE, begrüntlet werden. Auch diese Frlst beginht
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung.
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: Richterin

Beschluss

Der Streitwert wird bis20.A2.2015 auf 862,37 € und ab dem 21.02.2015 aul362;37 € feslgesetzt.

Reohbbeheüebebhrung:

Gegen die Entscheilung, mlt der der Streitwert festgeseä woden lst, kann Beschvraarde elngelegt wsrden,' wenn der Wert des'Beschwordegegenstands 200 Euro übcrstebü'odär das Gericht die Beschwerde zugelas-
. sen hal.

bie Beschwerde ist binnen rechc Honatan bei dem

Amtsgericht Montrabaur

Bahnhofstralle 47
56410 Montabaur

einzulegen.

'Die Frist baginnt mit Eintreten der Rechtskraft da Entscheidung in der Hauplsache oder der anderweitigen
Erledigung des Verfahrsns. lst der Streitwert später als einan Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch inneräalb eines Monats nach Zustellung oder formloaer Mit-
leilung des Festsetzungebeschlusses eingelegl werden. lm Fall der formlosen Mittellung gilt der Eeechluss
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannl g6maeht. 

\

Dia Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durcfi Erklärung zu Protokollder Geschäflestelle des genann-

len Gorichb. Sia kann auch raor der Geechäf,sstelta jedes Amtsgerichls zu Protokoll er'kläirt weden; die Frist
.isl jsdoch nur gewahrt, wenn da§ Protokoll rechtzeilig bei dem oben genannten Gerichl eingeht. Eine anwalF
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrleben.

Richterin

Verkündet am 24.03.201 5

Justizbeschäftigte
als Urkundsbeamtin der Geschäftsslelle
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